
Die Stadt Tübingen hat 2024 einen kommunalen Wärmeplan entwickelt, der eine Klimaneutralität bis 2030 

vorsieht, wie es im Klimaschutzprogramm der Stadt vorgesehen ist.  

Jedoch stehen wir hier vor einer Baustelle für ein neues Heizwerk, das mit Gas betrieben werden soll und 

das weder im kommunalen Wärmeplan beschlossen war, noch eine Einhaltung der Klimaneutralität möglich 

macht.  

➔ Tübingen hat 2024 einen Wärmeplan entwickelt. Der Wärmeplan sieht die Klimaneutralität 

bis 2030 vor. Jetzt baut die Stadt ein neues Gasheizwerk. Das Gasheizwerk war nicht im 

Wärmeplan geplant.  So wird die Stadt die Klimaneutralität 2030 nicht erreichen. 

Laut Stadtwerke Tübingen soll das Heizwerk nur eine Reserve darstellen und nur sehr gering laufen, sobald 

Großwärmepumpen gebaut wurden. Aber das ist erst für Ende der 2020er-Jahre geplant. Bis dahin wird das 

Heizwerk wohl eher eine geplante Maximalauslastung von 20 Megawatt überschreiten. Das liegt sogar über 

den 13,8 Megawatt, die vier sanierungsbedürftige Bestandsheizzentralen zusammen leisteten und die vom 

neuen Gasheizwerk ersetzt werden sollen.  

Laut der Stadtwerke war ein Neubau günstiger als die Sanierung der Heizzentralen. Sie konnten uns jedoch 

keine konkreten Zahlen über eine Einsparung vorlegen.  

➔ Die Stadt sagt, das Gasheizwerk ist nur eine Reserve. Das Gasheizwerk ersetzt 

Großwärmepumpen. Die Großwärmepumpen werden erst Ende 2020-er Jahre gebaut. Bis 

dahin wird das Gasheizwerk hochfahren. Das Gasheizwerk wird wohl mehr als 20 

Megawatt verbrauchen. Das übertrifft die Leistung der aktuellen Heizzentralen (13,8 

Megawatt). Die Stadt müsste die aktuellen Heizzentralen sanieren. Das Gasheizwerk kostet 

weniger als die Sanierung der Heizzentralen. Das behauptet die Stadt. Die Stadt gibt 

allerdings keine konkreten Zahlen an. 

Dieses Gasheizwerk ist keine tolle Übergangslösung, bis wir endlich anfangen, in Großwärmepumpen und 

Wärmespeicher zu investieren. Im Gegenteil ist das Gasheizwerk ein weiterer Ausbau von fossilen Energien 

in Tübingen.  

Ein Gasheizwerk sei günstiger im Bau und verlässlicher als neue Technologien. Daran zweifeln wir. Nicht nur 

ist ungeklärt, ob der sofortige Bau von Großwärmepumpen den Bau dieses Heizwerks überflüssig gemacht 

hätte, sondern auch, ob wirklich Kosten eingespart werden, wenn wir die steigenden Kosten und Risiken 

von Lieferengpässen von Gas beachten.  

➔ Das Gasheizwerk ist keine gute Übergangslösung. Das Gasheizwerk verbraucht fossile 

Energien. Wir müssen endlich in Großwärmepumpen und Wärmespeicher investieren. Die 

Stadt sagt, das Gasheizwerk ist günstig und verlässlich. Das bezweifeln wir. Warum wurden 

Großwärmepumpen nicht früher gebaut? Und spart man mit diesem Gasheizwerk wirklich 

Kosten ein? Die Kosten von Gas steigen an. Die Lieferung von Gas ist mit Risiken 

verbunden.  Man muss diese Faktoren in die Kosten miteinberechnen. 

Das Wärmeplanungsgesetz sieht vor, dass bis 2030 30% der Wärmenetze mit erneuerbaren Energien 

versorgt werden. Zum Zeitpunkt der Bauplanung dieses Werks vor 2 Jahren lag der Anteil der erneuerbaren 

Energien bei 3%. Ich wiederhole: 3%.  

➔ Ein Gesetz regelt Wärmeplanungen. Dieses Gesetz heißt „Wärmeplanungsgesetz“. Das 

Gesetz besagt, Wärmenetze müssen zu 30% erneuerbare Energien beziehen. Der Bau des 

Gasheizwerkes in Tübingen fing vor 2 Jahren an. Der Anteil an erneuerbaren Energien in 

Wärmenetzen war damals 3%. Ich wiederhole: 3%. Das ist zu wenig. 



Die Technologien sind da, sie sind getestet worden und wir wissen von den verheerenden Folgen der 

Klimakrise. Was fehlt ist der Mut und die Entschlossenheit, in erneuerbare Energien zu investieren und 

Wärmespeicher und Großwärmepumpen zu bauen. Eine Politik, die nicht den Ausbau erneuerbarer 

Energien fordert, sondern Lügen verbreitet über Erdgas als saubere Übergangslösung, ist fatal. Eine 

Katherina Reiche, die mehr an ihren Lobby-Freund*Innen interessiert ist als an der Einhaltung von 

Klimaverträgen, ist fatal. Angstmache vor Versorgungsengpässen ist fatal.  

Wir fordern einen Rücktritt von Katherina Reiche und eine konsequente Umsetzung der Klimaziele! 

➔ Die Klimawende ist möglich. Die Technologien sind da. Die Klimakrise muss gestoppt 

werden. Die Politik muss konsequent die Klimawende vorantreiben. Wir müssen in 

erneuerbare Energien, Wärmespeicher und Großwärmepumpen investieren. Und was 

macht die aktuelle Politik? Erdgas für sauber verkaufen. Erneuerbare Energien bremsen. 

Die Ministerin Reiche betreibt Lobbyismus. Sie will die Klimaverträge nicht einhalten. Sie 

macht der Bevölkerung Angst vor Ausfällen der Versorgung. 

 

Katherina Reiche muss weg! Wir fordern eine konsequente Verfolgung der Klimaziele ein! 

 

Es geht hier nicht um Idealismus, es geht um Realität.  

Wir stecken mitten in einer Hitzewelle. Ende Juni wurden ständig neue Hitzerekorde gemessen. Das ZDF 

schreibt: "Drei Tage hintereinander meldete der Deutsche Wetterdienst die höchste jemals gemessene 

Temperatur in Deutschland: Auf 41,3 Grad im Saarland folgten 41,5 Grad in Sachsen-Anhalt und 41,7 Grad 

in Brandenburg". Diese Zahlen sind tödlich. Das statistische Bundesamt zeigt, dass die Sterbefallzahlen in 

der Woche vom 22. bis zum 28. Juni, also der Woche, die durchgehend von der Hitzewelle betroffen war, 

nach ersten vorläufigen Ergebnissen der Hochrechnung 30% über dem Vergleich der Vorjahre liegt.  

➔ Es geht nicht um Ideale. Es geht um harte Fakten.  

 

Wir stecken in einer Hitzewelle. Ende Juni wurden ständig Hitzerekorde gemessen. Der 

Deutsche Wetterdienst maß drei Tage hintereinander die jemals höchsten Temperaturen in 

Deutschland. Zunächst Saarland: 41,3 Grad. Dann Sachsen-Anhalt: 41,5 Grad. Danach 

Brandenburg: 41,7 Grad. 

Diese Temperaturen töten Menschen. In der Hitzewoche 22. Juni – 28. Juni starben etwa 

30% mehr Menschen im Vergleich zu den vergangenen Jahren.  

Am 2.7. hat der SWR einen Artikel veröffentlicht, in dem sie den Geschäftsleiter eines Heidelberger 

Bestattungsunternehmens interviewt hatten. Ich zitiere den Artikel: "Oliver Glaser spricht von einer extrem 

hohen Auslastung nach der Rekordhitze am vergangenen Wochenende. Und zwar vor allem, was die 

sogenannten "polizeilichen Bergungen" betrifft. Das sind Situationen, in denen Bestattungsunternehmen 

Menschen abholen, die tot in ihren Wohnungen oder auch im Freien aufgefunden werden. In "nicht 

kontrollierten" Situationen, wie es weiter heißt. Also nicht im klassischen Sterbebett zuhause, im 

Krankenhaus oder in einer Pflegeeinrichtung. Üblicherweise seien zwei bis vier polizeiliche Bergungen an 

einem Wochenende. Jetzt habe sich das nahezu verfünffacht."  

➔ In einem Artikel am 2.7. von SWR berichtete der Leiter eines Bestattungsunternehmens 

von seiner Erfahrung. Eine extrem hohe Auslastung betraf am vergangenen Wochenende 

das Unternehmen. Viele Menschen wurden im Freien oder in ihren Wohnungen tot 



aufgefunden. Die Zahl dieser Fälle ist 5-mal so groß als üblicherweise. So der Leiter des 

Unternehmens. 

 

Die Hitze betrifft vor allem alte Menschen, Menschen mit chronischen Erkrankungen, Säuglinge und 

Kleinkinder. Und gleichzeitig sind die Ausgaben im Entwurf für den Bundeshaushalt 2026 in Sachen 

Verteidigung um 32,4% gestiegen, während die Ausgaben für Gesundheit gerade mal um 4% stiegen und 

die Ausgaben für Umwelt und Klimaschutz um 6% auf 2,9 Milliarden. Im Vergleich: Die Ausgaben für 

Verteidigung liegen bei 82,7 Milliarden.  

➔ Die Hitze betrifft alte Menschen, Menschen mit chronischen Erkrankungen, Säuglinge und 

Kleinkinder. Gleichzeitig stiegen die Ausgaben für die Verteidigung erheblich (32,4%). Die 

Ausgaben für Gesundheit und Umweltschutz stiegen jeweils um 4% und 6%. Zum Vergleich: 

Der Bund gibt 82,7 Milliarden Euro für die Verteidigung, nur 2,9 Milliarden für die 

Klimawende. 

Aber wir können etwas tun. Wie viel Geld wofür ausgegeben wird, muss verhandelt werden. Und wir 

können wählen, welche Parteien mitverhandeln. Wir können Druck ausüben in Form von Petitionen, 

Demonstrationen, Streiks und zivilem Ungehorsam. Klimaschutz ist ein Menschenrecht. Wir wissen, wie 

mühsam es ist, aber geht in den Dialog mit den Menschen um euch herum. Wir haben alle diese Hitzewelle 

erlebt. Erklärt den Menschen, dass diese Hitzewellen heißer und länger werden, wenn wir nichts 

unternehmen. Erklärt den Menschen, dass die Klimakrise tödlich ist und dass wir etwas dagegen tun 

können. Dass wir aktiv bleiben müssen. 

➔ Wir können etwas tun. Viel mehr Geld muss in die Klimawende einfließen. Dafür können 

wir Druck machen, durch Petitionen, Demos, Streiks und zivilen Ungehorsam. Sprecht die 

Menschen auf die Klimakrise an. Alle kennen die Hitzewelle. Erklärt den Menschen, dass 

wir handeln müssen. Sonst werden Hitzewellen länger und heißer. Die Klimakrise tötet. Wir 

müssen der Klimakrise entgegenwirken. Wir müssen aktiv bleiben. 

 

Wehrt euch und leistet Widerstand gegen eine Regierung, die Klimaschutz nicht ernst nimmt! 

➔ Wehrt euch und leistet Widerstand, gegen den Lobbyismus hier im Land. Rauf die Erneuerbaren, 

Rauf die Erneuerbaren! 

 

Vielen Dank 

 


